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DURCHFUHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2021/677 DES RATES
vom 23. April 2021

zur Anderung des Durchfiihrungsbeschlusses (EU) 2020/1351 zur Gewihrung einer
voriibergehenden Unterstiitzung gemifl der Verordnung (EU) 2020/672 fiir die Republik Lettland
mit dem Ziel, Arbeitslosigkeitsrisiken in der Notlage infolge des COVID-19-Ausbruchs zu mindern

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2020/672 des Rates vom 19. Mai 2020 zur Schaffung eines Européischen Instruments zur
voriibergehenden Unterstiitzung bei der Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage (SURE) im Anschluss an
den COVID-19-Ausbruch ('), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1,

auf Vorschlag der Europiischen Kommission,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)

Auf Antrag Lettlands vom 7. August 2020 gewdhrte der Rat am 25. September 2020 Lettland finanziellen Beistand
in Form eines Darlehens in Hohe von maximal 192 700 000 EUR mit einer durchschnittlichen Laufzeit von
hochstens 15 Jahren, um die nationalen Anstrengungen Lettlands zur Einddimmung der Auswirkungen des
COVID-19-Ausbruchs und zur Reaktion auf die soziookonomischen Folgen dieses Ausbruchs fiir die Beschaftigten
und die Selbststindigen zu ergdnzen.

Mit dem von Lettland zu verwendenden Darlehen sollten die Kurzarbeitsregelungen, dhnliche Maffnahmen und
gesundheitsbezogene Mafinahmen gemafl Artikel 3 des Durchfithrungsbeschlusses (EU) 2020/1351 des Rates (3
finanziert werden.

Durch den COVID-19-Ausbruch ist ein erheblicher Teil der Erwerbsbevolkerung in Lettland nach wie vor dazu
gezwungen, seine Arbeit ruhen zu lassen. Das hatte einen unvermittelten und heftigen Anstieg der offentlichen
Ausgaben Lettlands zur Folge, der auf neue Maffnahmen, ndmlich Krankengeldleistungen fur Eltern und pflegende
Angehorige und Pramien fur drztliches und sonstiges Fachpersonal, dessen Arbeit mit der Bewiltigung der
COVID-19-Krise verbunden ist, sowie auf Mafnahmen, die in Artikel 3 Buchstaben a, ¢, d, f und g des
Durchfithrungsbeschlusses (EU) 2020/1351 sind, zuriickzufithren ist.

Der COVID-19-Ausbruch und die von Lettland 2020 und 2021 getroffenen Sondermafinahmen, mit denen der
Ausbruch und dessen soziookonomische und gesundheitsbezogene Folgen eingedimmt werden sollen, hatten und
haben weiterhin dramatische Auswirkungen auf die offentlichen Finanzen. In ihrer Herbstprognose 2020 ging die
Kommission fiir Lettland bis Ende 2020 von einem offentlichen Defizit von 7,4 % und einem gesamtstaatlichen
Schuldenstand von 47,5 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) aus. Im Jahr 2021 diirften das 6ffentliche Defizit und
der gesamtstaatliche Schuldenstand Lettlands auf 3,5 % bzw. 45,9 % des BIP sinken. Gemaf der Zwischenprognose
der Kommission vom Winter 2021 wird das BIP Lettlands 2021 um 3,5 % wachsen.

Am 11. Midrz 2021 hat Lettland die Union um weiteren finanziellen Beistand von 112 500 000 EUR ersucht, um die
2020 und 2021 unternommenen nationalen Anstrengungen des Landes zur Einddimmung der Auswirkungen des
COVID-19-Ausbruchs und zur Reaktion auf die soziookonomischen Folgen dieses Ausbruchs fiir die Beschaftigten
und die Selbststindigen weiter zu ergdnzen. Das betrifft insbesondere die in den Erwigungsgriinden 6 bis 8
dargelegten Mafnahmen.

Mit der ,Kabinettsverordnung Nr. 709 iiber ,Regelungen fiir die Vergiitung der Ausfallzeiten fiir Steuerzahler zur
Fortfithrung ihrer Tatigkeiten unter den Bedingungen der COVID-19-Krise“ (angenommen am 24. November
2020 () und gedndert am 12. Januar 2021 (*))wurde eine Regelung fir die Entschddigung von Ausfallzeiten fur
Arbeitnehmer gemdff Artikel 3 Buchstabe a des Durchfithrungsbeschlusses (EU) 2020/1351 verlingert und
gedndert. Diese Regelung gilt fiir Unternehmen, Selbstidndige und Zahler der Lizenzgebiihr, deren Einkommen aus
wirtschaftlichen Tatigkeiten gegeniiber August-Oktober 2020 um durchschnittlich mindestens 20 %

() ABLL 159 vom 20.5.2020, S. 1.

() Durchfithrungsbeschluss (EU) 2020/1351 des Rates vom 25. September 2020 zur Gewahrung einer voriibergehenden Unterstiitzung
gemifS der Verordnung (EU) 2020/672 fiir die Republik Lettland mit dem Ziel, Arbeitslosigkeitsrisiken in der Notlage infolge des
COVID-19-Ausbruchs zu mindern (ABL L 314 vom 29.9.2020, S. 38).

() Latvijas Véstnesis, 230B, 27.11.2020.

(*) Latvijas Véstnesis, 9A, 14.1.2021.
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zuriickgegangen ist. Die Regelung deckt — je nach steuerlicher Behandlung der Betroffenen — Entschiddigungs-
zahlungen fiir beurlaubte Arbeitnehmer oder Selbstindige in Hohe von 50 % oder 70 % des Gehalts bzw. des
Einkommens ab. Die Unterstiitzungsleistung betrdgt mindestens 500 EUR und hochstens 1000 EUR je
Beschiftigten und Kalendermonat. Mit der Regelung fiir die Entschidigung von Ausfallzeiten fiir Arbeitnehmer geht
der Kinderbonus gemif Artikel 3 Buchstabe ¢ des Durchfithrungsbeschlusses (EU) 2020/1351 einher.

Der Bonus von 50 EUR pro Monat und Kind stellt eine zusitzliche Unterstiitzung fiir zwangsbeurlaubte
Arbeitnehmer dar, die Anspruch auf eine personliche Einkommensteuerermifligung fiir unterhaltsberechtigte
Personen haben. Die Unterstiitzungsmafinahme wurde mit der Kabinettsanordnung Nr. 706 vom 1. Dezember
2020 ,Uber die Zuweisung von Finanzmitteln aus dem Staatshaushaltsprogramm ,Mittel fiir unvorhergesehene
Ereignisse (°) und der Kabinettsanordnung Nr. 15 vom 11. Januar 2021 ,Uber die Zuweisung von Finanzmitteln
aus dem Staatshaushaltsprogramm Mittel fiir unvorhergesehene Ereignisse (°) verlingert. Die Mafnahme kann als
dhnliche Mafinahme wie Kurzarbeitsregelungen im Sinne der Verordnung (EU) 2020/672 betrachtet werden, da sie
Einkommensbeihilfen fiir Arbeitnehmer und Selbststidndige vorsieht.

(7)  Mit der Regelung fiir Lohnzuschiisse werden Arbeitgeber unterstiitzt, die mit einem Riickgang der Einnahmen aus
einer Wirtschaftstatigkeit um mindestens 20 % konfrontiert sind. Die Regelung deckt 50 % des durchschnittlichen
monatlichen Bruttolohns ab, hochstens jedoch 500 EUR pro Kalendermonat. Die begiinstigten Arbeitgeber sind
verpflichtet, die Beschiftigung der unterstiitzten Arbeitnehmer aufrechtzuerhalten und den Lohnzuschuss bis zum
vollen reguldren Lohn aufzustocken. Die Regelung ist in der ,Kabinettsverordnung Nr. 675 iiber ,Verordnungen
iiber die Bereitstellung von Hilfen fiir Steuerzahler zur Fortfithrung ihrer Tatigkeiten unter den Bedingungen der
COVID-19-Krise“ (am 10. November 2020 angenommen () und am 12. Januar 2021 gedndert (%)) und der
,Kabinettsanordnung Nr. 128 vom 26. Februar 2021 ,iiber die Zuweisung von Finanzmitteln aus dem Staatshaus-
haltsprogramm Mittel fiir unvorhergesehene Ereignisse () festgelegt. Mit der Manahme wird die Regelung fiir
Lohnzuschiisse fiir Tourismus- und Exportbranchen nach Artikel 3 Buchstabe d des Durchfithrungsbeschlusses (EU)
2020/1351 verldngert und auf alle infrage kommenden Arbeitgeber ausgeweitet.

(8)  Die Krankengeldleistungen fiir Eltern und Pflegende bieten Unterstiitzung fiir Arbeitnehmer, die nicht von zu Hause
aus arbeiten konnen und Kinder unter 10 Jahren oder Menschen mit Behinderungen zu betreuen haben, wenn
Schulen und Tagesbetreuungszentren aufgrund des COVID-19-Ausbruchs geschlossen sind. Diese Regelung kann
als eine dhnliche Manahme wie Kurzarbeitsregelungen im Sinne der Verordnung (EU) 2020/672 angesehen
werden, da sie eine Einkommensunterstiitzung fiir Eltern und pflegende Angehorige bietet und dazu beitragt, die
Beschiftigung zu erhalten, indem sie verhindert, dass Eltern und pflegende Angehorige ein Arbeitsverhiltnis
beenden miissen, da sie Kinder oder Menschen mit Behinderungen zu betreuen haben, wihrend die Schulen und
Tagesbetreuungszentren geschlossen sind. Krankengeldleistungen sind in der ,Anderung des ,Gesetzes iiber
Mutterschafts- und Krankenversicherung’ vom 26. November 2020“ (') und in der ,Kabinettsanordnung Nr. 707
vom 1. Dezember 2020 ,iber die Zuweisung von Finanzmitteln aus dem Staatshaushaltsprogramm ,Mittel fiir
unvorhergesehene Ereignisse™ (') und der ,Kabinettsanordnung Nr. 13 vom 11. Januar 2021 ,iiber die Zuweisung
von Finanzmitteln aus dem Staatshaushaltsprogramm Mittel fiir unvorhergesehene Ereignisse™ (%)vorgesehen.

(9)  Lettland hat zudem eine Reihe gesundheitsbezogener Maffnahmen zur Bewiltigung der COVID-19-Krise ausgeweitet
und eingefiihrt. Das betrifft insbesondere die in den Erwdgungsgriinden 10 bis 12 dargelegten Mafnahmen.

(10) Eine Verlingerung der COVID-19-bezogenen Krankengeldzahlungen gemifl Artikel 3 Buchstabe g des
Durchfithrungsbeschlusses (EU) 2020/1351 bis zum 30. Juni 2021 wurde mit den Anderungen des ,Gesetzes iiber
Mutterschafts- und Krankenversicherung” vom 12. November 2020 (**) eingefiihrt. Die Manahme sieht staatliche
Zahlungen von Krankengeld an Personen vor, die aufgrund einer Verpflichtung zur Selbstisolierung oder
Selbstquarantine nicht zur Arbeit gehen konnten, wobei iiblicherweise ein Teil des Krankengeldes vom Arbeitgeber
gezahlt wird.

) Latvijas Véstnesis, 234, 3.12.2020.

) Latvijas Vestnesis, 9, 14.1.2021.

) Latvijas Vestnesis, 222A, 16.11.2020.

) Latvijas Vestnesis, 9, 14.1.2021.

) Latvijas Véstnesis, 42, 2.3.2021.

%) Latvijas Véstnesis, 2304, 27.11.2020.
) Latvijas Véstnesis, 234, 3.12.2020.

12) Latvijas Véstnesis, 9, 14.1.2021.
) Latvijas Vestnesis, 221A, 13.11.2020.
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(11) Zusitzliche Unterstiitzung wird fir gesundheitsbezogene Ausgaben fiir personliche Schutzausriistung gemafS
Artikel 3 Buchstabe f des Durchfithrungsbeschlusses (EU) 2020/1351 geleistet. Die Ausgaben wurden bereits 2020
getitigt, einschlielich der durch die ,Kabinettsverordnung Nr. 380 vom 9. Juni 2020 ,mit Vorschriften tiber die
Mittel zur Gewihrleistung der epidemiologischen Sicherheit, die fiir die in der Liste der vorrangigen Institutionen
und Bediirfnisse aufgefithrten Einrichtungen erforderlich sind* (*¥) festgelegten Ausgaben.

(12) Pramien fiir drztliches und sonstiges Fachpersonal, dessen Arbeit mit der Bewiltigung der COVID-19-Krise
verbunden ist, in Hohe von 20 % bis 100 % der monatlichen Gehilter, als Belohnung fiir Arbeit unter erhohten
Risiken und angesichts der erhohten Arbeitsbelastung gemidfl den ,Kabinettsanordnungen Nr. 136 vom 27. Marz
2020 und Nr. 656 vom 6. November 2020 ,iiber die Zuweisung von Finanzmitteln aus dem Staatshaushalts-
programm, Mittel fiir unvorhergesehene Ereignisse™ (**), der ,Kabinettsanordnung Nr. 743 vom 8. Dezember 2020,
,Anderungen der Kabinettsanordnung Nr. 655 vom 6. November 2020 ,iiber die Erklirung eines Notstands™ (')
und der ,Kabinettsanordnung Nr. 37 vom 21. Januar 2021 ,iber die Zuweisung von Finanzmitteln aus dem
Staatshaushaltsprogramm Mittel fiir unvorhergesehene Ereignisse“ (/). Diese Praimien werden zusitzlich zu der im
Gesetz iiber die Verglitung von Beamten und Bediensteten der staatlichen und lokalen Behorden festgelegten
Hochstprimie gezahlt. Die Mafnahme unterstiitzt die Beschiftigung, indem sie den Gesundheitsschutz der
Arbeitnehmer und die Kontinuitit wesentlicher offentlicher Dienstleistungen gewihrleistet.

(13) Lettland erfiillt die Bedingungen des Artikels 3 der Verordnung (EU) 2020/672 fiir ein Ersuchen um finanziellen
Beistand. Lettland hat der Kommission ausreichende Nachweise dafiir vorgelegt, dass die tatsichlichen und
geplanten offentlichen Ausgaben aufgrund der nationalen Mafnahmen zur Bewiltigung der soziookonomischen
Auswirkungen des COVID-19-Ausbruchs seit dem 1. Februar 2020 um 405 297 901 EUR gestiegen sind. Hierbei
handelt es sich um einen unvermittelten und heftigen Anstieg, da dieser sowohl auf neue Maffnahmen als auch auf
die Ausweitung bestehender Mafinahmen in unmittelbarem Zusammenhang mit Kurzarbeitsregelungen und
dhnlichen Mafinahmen zuriickzufithren ist, die einen betrichtlichen Anteil der Unternehmen und Erwerbsbe-
volkerung in Lettland betreffen. Lettland beabsichtigt, 100 097 901 EUR des erhohten Betrags der offentlichen
Ausgaben aus Eigenmitteln zu finanzieren.

(14) Die Kommission hat Lettland konsultiert und den unvermittelten und heftigen Anstieg der tatsichlichen und der
geplanten offentlichen Ausgaben, der unmittelbar auf Kurzarbeitsregelungen und dhnliche Mafnahmen sowie den
Riickgriff auf einschldgige gesundheitsbezogene Mafinahmen im Zusammenhang mit dem COVID-19-Ausbruch
zuriickzufiihren ist, auf die im Ersuchen Lettlands vom 11. Marz 2021 Bezug genommen wird, gemifl Artikel 6 der
Verordnung (EU) 2020/672 tiberpriift.

(15) Die gesundheitsbezogenen Maflnahmen entsprechend dem Ersuchen Lettlands vom 11. Marz 2021, auf die in
Erwigungsgrund 10 bis 12 Bezug genommen wird, belaufen sich auf 22 304 365 EUR.

(16) Daher sollte Lettland finanzieller Beistand gewihrt werden, um das Land bei der Eindimmung der soziodkon-
omischen Auswirkungen der durch den COVID-19-Ausbruch verursachten gravierenden wirtschaftlichen Stérung
zu unterstiitzen. Uber Laufzeiten, Umfang und Freigabe der Tranchen und Teilbetrige sollte die Kommission in
enger Zusammenarbeit mit den nationalen Behorden entscheiden.

(17) Lettland und die Kommission sollten diesem Beschluss in der Darlehensvereinbarung gemif$ Artikel 8 Absatz 2 der
Verordnung (EU) 2020/672 Rechnung tragen.

(18) Dieser Beschluss sollte das Ergebnis etwaiger Verfahren, die moglicherweise wegen einer Beeintrichtigung des
Funktionierens des Binnenmarkts eingeleitet werden, insbesondere nach Mafigabe der Artikel 107 und 108 des
Vertrags, unberiihrt lassen. Er enthebt die Mitgliedstaaten keinesfalls ihrer Pflicht, etwaige staatliche Beihilfen gemaifs
Artikel 108 des Vertrags bei der Kommission zu melden.

(19) Lettland sollte die Kommission regelmafig tiber die Ausfithrung der geplanten offentlichen Ausgaben unterrichten,
damit die Kommission beurteilen kann, inwieweit Lettland diese Ausgaben getitigt hat.

(20)  Bei dem Beschluss zur Leistung von finanziellem Beistand wurden der bestehende und der erwartete Bedarf Lettlands
sowie Antrige auf finanziellen Beistand nach der Verordnung (EU) 2020/672, die von anderen Mitgliedstaaten
bereits eingereicht wurden oder noch eingereicht werden, beriicksichtigt und die Grundsitze der Gleichbehandlung,
der Solidaritit, der Verhaltnismafigkeit und der Transparenz angewendet —

(") Latvij
(") Latvijas Véstnesis, 62B, 27.3.2020., Latvijas Véstnesis, 218, 10.11.2020.
(") Latvijas Véstnesis, 237A, 8.12.2020.

() Latvijas Véstnesis, 16, 25.1.2021.

as Vestnesis, 113A, 12.6.2020.
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Durchfithrungsbeschluss (EU) 2020/1351 wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 2 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

,(1)  Die Union stellt Lettland ein Darlehen in Hohe von maximal 305200 000 EUR zur Verfugung. Die
durchschnittliche Laufzeit des Darlehens betrdgt hochstens 15 Jahre.;

b) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,(4)  Die erste Tranche wird vorbehaltlich des Inkrafttretens der Darlehensvereinbarung gemif8 Artikel 8 Absatz 2
der Verordnung (EU) 2020/672 freigegeben. Die Freigabe weiterer Tranchen erfolgt gemidfl den Bedingungen dieser
Darlehensvereinbarung oder gegebenenfalls vorbehaltlich des Inkrafttretens eines Addendums hierzu oder einer
gednderten Darlehensvereinbarung.

2. Artikel 3 erhilt folgende Fassung:

LArtikel 3

Lettland kann folgende Mafinahmen finanzieren:

a) die Regelung fiir die Entschddigung von Ausfallzeiten fiir Arbeitnehmer gemaf den ,Kabinettsverordnungen Nr. 179
(angenommen am 31. Mdrz 2020) iiber Regelungen fiir die Vergiitung der Ausfallzeiten fiir Selbststindige, die von
der Verbreitung von COVID-19 betroffen sind’, sowie Nr. 165 (angenommen am 26. Marz 2020) iiber ,Regelungen
fur die Arbeitgeber, die von der durch COVID-19 verursachten Krise betroffen sind und die Anspruch auf die
Vergiitung fur Ausfallzeiten und die Aufteilung verspiteter Steuerzahlungen in Raten oder deren Aufschub fiir bis
zu drei Jahre haben’, wie verldngert und geindert;

b) die Vergiitung der Ausfallzeiten gemif8 der Kabinettsverordnung Nr. 236 (angenommen am 23. April 2020) ,iiber
die Unterstiitzungsleistung fiir Ausfallzeiten fiir Arbeitnehmer oder Selbstindige, die von der Ausbreitung von
COVID-19 beeintrichtigt wurden’;

¢) den Kinderbonus fiir Arbeitnehmer gemifl der ,Kabinettsanordnung Nr. 178 vom 16. April 2020 ,uber die
Zuweisung von Finanzmitteln zum Staatshaushaltsprogramm Mittel fir unvorhergesehene Ereignisse™, wie
verlangert;

d) die Regelung fiir Lohnzuschiisse fiir Tourismus- und Exportbranchen gemédf dem Informationsbericht iiber
Mafinahmen zur Uberwindung der Covid-19-Krise und zur wirtschaftlichen Erholung’, wie verlingert;

e) Lohnunterstiitzungszahlungen an medizinische Fachkrifte und die Beschiftigten der Kulturbranche gemifs dem
,Gesetz iiber Malnahmen zur Vorbeugung und Eindimmung von Bedrohungen des Staates und deren Folgen
aufgrund der Ausbreitung von COVID-19°, dem ,Gesetz zur Eindimmung der Folgen der Ausbreitung der
COVID-19-Infektion* und der Kabinettsanordnung Nr. 303 vom 3. Juni 2020 ,iber die Zuweisung von
Finanzmitteln aus dem Staatshaushaltsprogramm Mittel fiir unvorhergesehene Ereignisse™;

f) gesundheitsbezogene Ausgaben fiir personliche Schutzausriistung gemifS den Kabinettsanordnungen Nr. 79 vom
3. Mdrz 2020, Nr. 118 vom 20. Mérz 2020 und Nr. 220 vom 27. April 2020 iber die Zuweisung von
Finanzmitteln zum  Staatshaushaltsprogramm  Mittel fiir unvorhergesehene Ereignisse” und der
Kabinettsverordnung Nr. 380 vom 9. Juni 2020 ,mit Vorschriften iiber die Mittel zur Gewdahrleistung der
epidemiologischen Sicherheit, die fur die in der Liste der vorrangigen Institutionen und Bediirfnisse aufgefithrten
Einrichtungen erforderlich sind*;

g) COVID-19-bezogene Krankengeldzahlungen gemdf der ,Anderung des ,Gesetzes iiber Mutterschafts- und
Krankenversicherung” (angenommen am 20. Mirz 2020), wie verldngert;

h) Krankengeldleistungen fiir Eltern und Pflegende gemdf der ,Anderung des ,Gesetzes iiber Mutterschafts- und
Krankenversicherung” (Abschnitte 48 und 49 der Ubergangsbestimmungen), angenommen am 26. November
2020 und der Kabinettsverordnung Nr. 707 vom 1. Dezember 2020 ,iiber die Zuweisung von Finanzmitteln zum
Staatshaushaltsprogramm Mittel fiir unvorhergesehene Ereignisse™ und der Kabinettsverordnung Nr. 13 vom
11. Januar 2021 ,uber die Zuweisung von Finanzmitteln aus dem Staatshaushaltsprogramm Mittel fiir
unvorhergesehene Ereignisse™;
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i) Pramien fir drztliches und sonstiges Fachpersonal, dessen Arbeit mit der COVID-19-Krise verbunden ist, gemaf$ der
Kabinettsverordnung Nr. 136 vom 27. Mirz 2020 iiber die Zuweisung von Finanzmitteln aus dem Staatshaushalts-
programm ,Fonds fiir unvorhergesehene Ereignisse”, dem Kabinettsbeschluss Nr. 656 vom 6. November 2020 tiber
die Zuweisung von Finanzmitteln aus dem Staatshaushaltsprogramm ,Fonds fiir unvorhergesehene Ereignisse” und
der Kabinettsanordnung Nr. 743 vom 8. Dezember 2020. ,zur Anderung der Kabinettsanordnung Nr. 655 vom
6. November 2020 ,iber die Erklirung eines Notstands“ und ,Kabinettsanordnung Nr. 37 vom 21. Januar 2021
betreffend die Zuweisung von Finanzmitteln aus dem Staatshaushaltsprogramm [Fonds fiir unvorhergesehene

“

Ereignisse”.

3. Artikel 4 erhilt folgende Fassung:

JArtikel 4

(1)  Lettland informiert die Kommission bis zum 30. Midrz 2021 und anschliefend alle sechs Monate {iber die
Durchfithrung der geplanten offentlichen Ausgaben so lange, bis die geplanten offentlichen Ausgaben vollstindig
durchgefiihrt wurden.

(2)  Beruhen in Artikel 3 genannte Maffnahmen auf geplanten 6ffentlichen Ausgaben und waren sie Gegenstand eines
Durchfithrungsbeschlusses zur Anderung des Durchfithrungsbeschlusses (EU) 2020/1351, so unterrichtet Lettland die
Kommission innerhalb von sechs Monaten nach dem Tag des Erlasses jenes Anderungs-Durchfithrungsbeschlusses und
danach alle sechs Monate iiber die Ausfithrung der geplanten offentlichen Ausgaben, bis die geplanten offentlichen
Ausgaben vollstindig ausgefithrt worden sind.”

Artikel 2
Diese Entscheidung ist an die Republik Lettland gerichtet.

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe an den Adressaten wirksam.
Artikel 3

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europdischen Union veroffentlicht.

Geschehen zu Briissel am 23. April 2021.

Im Namen des Rates
Die Présidentin
A. P. ZACARIAS



	Durchführungsbeschluss (EU) 2021/677 des Rates vom 23. April 2021 zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2020/1351 zur Gewährung einer vorübergehenden Unterstützung gemäß der Verordnung (EU) 2020/672 für die Republik Lettland mit dem Ziel, Arbeitslosigkeitsrisiken in der Notlage infolge des COVID-19-Ausbruchs zu mindern 

